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Mit Erreichen der Matur sollten
junge Erwachsene in der Schweiz
gemäss nationalen Richtlinien
Französisch auf dem Niveau B2
oder C1 beherrschen. Schülerin-
nen auf B2-Niveau können sich
gemäss dem gemeinsamen eu-
ropäischen Referenzrahmen für
Sprachniveaus zuvielenThemen
spontan und klar ausdrücken.
Schüler auf C1-Level kommuni-
zieren fliessend, differenziert
und praktisch fehlerfrei.

Das klingt zwar technisch,
aber es passt ganz gut: Franzö-
sisch ist eine schwer erlernbare
Sprache. Jede Minute im Unter-
richt sollte dafür genutztwerden.

Doch das Erziehungsdeparte-
ment Basel-Stadt unter der Lei-
tung vonMustafaAtici (SP) stellt
das Erreichen dieser Sprachni-
veaus bei Bestehen derMittleren
Reife nun infrage.Wie aus einer
Anfrage an die Regierung von
Grossrätin und Gymnasiallehre-
rin Brigitte Gysin (EVP) hervor-
geht, sollen Jugendliche nach der
Sekundarschule und beimÜber-
tritt ins GymnasiumFranzösisch
nach sieben Jahren Praxis ab-
wählen dürfen. Stattdessen kön-
nen sie für die restlichen vier
Schuljahre Italienisch lernen.

Öffentliche Diskussion fehlt
Das würde einen Bruch mit der
Sprachpraxis bedeuten und Ein-
fluss auf das Sprachniveauhaben.
Gysin: «Die Schülerinnen und
Schülerwerdenweder in Franzö-
sisch noch in Italienisch ein ge-
nügendes Maturniveau errei-
chen.» Auf längere Frist gesehen
würde dies zu «bildungs- und
staatspolitischenKonsequenzen»
führen. So könnten etwa in Ba-
sel-Stadt ausgebildete Schüler
Mühe haben, an Westschweizer
Hochschulen zu studieren oder
Stellen beim Bund oder in der
Diplomatie zu erhalten.

Gysin kritisiert, dass dieserbe-
vorstehendeWegfall des Franzö-
sischobligatoriums in davon be-
troffenen Kollegien und Fach-
schaften an den Mittelschulen
wie auch in derÖffentlichkeit zu
keinemZeitpunkt diskutiertwor-

den sei. Aus diesem Grund will
die Deutschlehrerin von Regie-
rungsrat Atici einige drängende
Fragen beantwortet haben. Un-
ter anderem will Gysin wissen,
weshalb er die zweithäufigst ge-
sprochene Landessprache künf-
tig zu schwächen gedenke.

Diese Neuerung für basel-
städtische Schüler, die beim
Übertritt ins Gymnasium ab dem
Schuljahr 2027/28 gelten soll, ist
auf die national abgestützte und
weiterentwickelte gymnasiale
Maturität zurückzuführen. Die-
se von den Kantonen total revi-
dierte Verordnung tritt im Au-
gust in Kraft. Wie es in dem
Dokument der Konferenz der
kantonalen Erziehungsdirekto-
ren unter Artikel 11, Absatz 3
heisst, müssten die Kantone an

ihren Gymnasien sicherstellen,
dass «die Schüler als zweite Lan-
dessprache ausmindestens zwei
Sprachen auswählen können».

«Nicht wahnsinnig schlau»
Wie Sandra Eichenberger, Spre-
cherin des Erziehungsdeparte-
ments, auf Anfrage erklärt,wird
dieser Paragraf in Basel-Stadt
wortwörtlich umgesetzt, sodass
Gymnasiasten künftig zwischen
Italienisch und Französisch
wählen könnten.

Anders im Kanton Solothurn.
Wie Christa Müller-Lenz, die
Verantwortliche für die Berufs-
undMittelschulen, sagt,wird am
«obligatorischen Besuch des
Grundlagenfachs Französisch
als erste oder zweite Landes-
sprache festgehalten».

Heisst:Wenn Schüler Italienisch
wählen,müssen sie Französisch
trotzdem «weiterhin» und
«zwingend» belegen. Damit soll
sichergestellt werden, dass die
Gymnasiasten am Ende ihrer
Schulzeit nach 13 Jahren Franzö-
sisch auf dem Niveau B2 bis C1
sprechen können.

Nochunklar ist dieUmsetzung
im Kanton Basel-Landschaft.
Zwar muss auch dort die Wahl-
freiheit im Rahmen der Weiter-
entwicklung der gymnasialen
Maturität diskutiert werden. Die
Baselbieter Bildungsdirektion
sagtwegen «laufenderAbklärun-
gen» nichts dazu.

In der Basler Politik kommt
dieserPlan,nun ja,nichtwirklich
gut an. JoëlThüring,SVP-Grossrat
und Mitglied der Bildungs- und

Kulturkommission (BKK), sagt:
«Diese Idee halte ich für nicht
wahnsinnig schlau.Allein derTat-
sachewegen,dass es sichumeine
Nachbarsprache handelt.»

Zudem sei das Niveau bei
Fremdsprachenohnehin beschei-
den: «AmSchluss kannman–mit
Ausnahme von Englisch – alle
Sprachen ein bisschen, aber kei-
ne ansatzweise richtig.» Bei vie-
len Schülern in Basel-Stadt sei ja
schon Deutsch die erste Fremd-
sprache: «Da soll man nicht zu-
sätzlich zu Französisch undEng-
lisch noch eine vierte erlernen
können. Das ist sinnfrei.»

SP-Grossrätin und BKK-Mit-
glied SashaMazzotti ist ebenfalls
eher skeptisch. Auf Anfrage sagt
sie: «Der Impuls bei vielen dürf-
te sein: lässig, kein Franzi mehr.

AbervomEDerwarte ich eine an-
dere Betrachtung. Es stellt sich
die Frage nach dem Ratten-
schwanz: Schaffe ich dann im Ita-
lienisch während der Gymi-Zeit
ein Level auf Maturitätsniveau?
Und erwarten wir von Maturan-
den nicht ein besseres Niveau in
Französisch,wenn dieses nurbis
zum Ende der obligatorischen
Schule gelehrt worden ist? Das
sind Fragen, die zu klären sind,
bevorman entscheidet.»

Und auch Mazzotti sagt: «Es
kann nicht sein, dass am Ende
jede Fremdsprache ein bisschen
beherrschtwird, aber keine rich-
tig.» Zudem findet auch sie, dass
der regionale Aspekt «nicht zu
kurz kommen» darf. «Auf natio-
naler Ebene ist das natürlichwe-
niger relevant.» Evaluieren, dann
entscheiden, fordert sie, bloss
«keinen Schnellschuss».

Willkommen in Seldwyla?
DieMeinung, dass die von Basel-
Stadt geplante Massnahme
schädlich ist, vertritt Alain Pi-
chard, der bekannteste Lehrer
der Schweiz. Er sagt: «Das ist die
konsequente Fortsetzung des
bisherigen Kurses der sogenann-
ten Reformer, die den Franzö-
sischunterricht eigentlich vor-
wärtsbringen wollten. Getan
haben sie das Gegenteil –mit der
Einführung von Frühfranzö-
sisch, der Sprachbad-Didaktik
und nun das. Nicht wir, die Re-
formgegner, haben das Franzö-
sisch demontiert, sondern die
Reformierer.» Er wähnt sich
langsam in «Seldwyla».

Er befürchtet zwar noch nicht
das «komplette Ende» des Fran-
zösischunterrichts, aber eine
weitere Schwächung sei unbe-
stritten.

Zudem würde Französisch
ohnehin schon von Englisch ver-
drängt,weil es eine extrem kom-
plizierte Sprache mit vielen Aus-
nahmeregelungen sei. Pichard
sagt: «Es erstickt daran regel-
recht. Selbst in der zweisprachi-
gen Stadt Biel reden Studenten
häufig Englisch miteinander –
und sie reden es sehr gut. Gegen
diese Entwicklung hülfe nur ein
gestärkterFranzösischunterricht.
Nicht das Gegenteil …»

War es das baldmit dem Schulfranzösisch?
Basler Schulen Im Gymnasium kann künftig auch Italienisch gewählt werden.
Politiker und Lehrer sind skeptisch. Am Ende könneman alle Sprachen ein bisschen, aber keine richtig.

Adieu oder Ciao? Die neue Regelung zur zweiten zu erlernenden Landessprache sorgt nicht für Begeisterung. Foto: Urs Jaudas

Die Stiftung Ermitage, seit 1997
Eigentümerin des grössten eng-
lischen Landschaftsgartens der
Schweiz, hat massive Geldprob-
leme. Diesmachte die BaZ kürz-
lich publik. Am Montag lud der
Stiftungsrat nun zu einer Infor-
mationsveranstaltung.

Erst unterstrichen Stiftungs-
ratspräsident Karl-Heinz Zeller
und die kantonale Denkmalpfle-
gerin Brigitte Frei-Heitz anhand
von Bildern den historischen
Wert der Ermitage. Danach ging
es ans Eingemachte. Es ging ums
Geld. Gemäss aktuellem Stand
kann die Stiftung anstehende
Investitionen, die teilweisemeh-
rere Jahre hinausgezögert wur-
den, nicht stemmen. Unter an-
derem muss das Hofgut
umfassend saniert werden.

Heinz Burgener, Finanzver-
antwortlicher im Stiftungsrat,

formulierte das Ziel so: Einnah-
men von 10 Millionen Franken
bis Sommer 2025.Wie das funk-
tionieren soll, dazu hat der Stif-
tungsrat konkreteVorstellungen.
Die deutlichste Forderung geht
an die Adresse der Gemeinde
Arlesheim. Diese hat auf Ende
2021 die Leistungsvereinbarung
gekündigt und damit die flüssi-
genMittel an die Stiftung eigent-
lich eingestellt, zahlt aber aus
gutem Willen die Hälfte des
Betrags weiter.

Vorwurf der Intransparenz
wurde geäussert
Gemäss Gemeinderat Felix
Berchten (Frischluft) bezahlt die
Gemeinde heute mit Leistun-
gen – unter anderem durch den
Werkhof – jährlich rund eine
Viertel Million Franken an die
Stiftung. Diesen Betrag stellt die

vom Stiftungsrat einberufene
Arbeitsgruppe zum Thema Fi-
nanzen infrage, wie Karl-Heinz
Zeller klarmachte. Den Betrag
verrechne die Gemeinde intern,
er sei also öffentlich nicht ein-
sehbar, so der Vorwurf des ehe-
maligen Gemeindepräsidenten.

Es sind happigeVorwürfe, die
der Stiftungsrat äusserte. Karl-
Heinz Zeller und seine Stiftungs-
ratskollegen setzen den Gemein-
derat damit unter Druck. Eine
Mehrheit derArlesheimerwürde
das Vorgehen des Gemeinderats
nicht nachvollziehen können,
glaubt der Stiftungsrat. Dass sie
mit dieser Taktik Erfolg haben
könnten, zeigte sich in der an-
schliessenden Fragerunde, in der
sich mehrere Votantinnen und
Votanten kritisch zum Abbruch
der Leistungsvereinbarung von-
seiten der Gemeinde äusserten.

Doch auch der Stiftungsrat selbst
musste sich Kritik anhören.Man
hätte gern eine Jahresrechnung
gesehen, meinte eine Votantin
und äusserste damit leise den
Vorwurf der Intransparenz. Ein

andererVotant stiess ins gleiche
Horn und verlangte dezidiert
genauere Zahlen. Nur so würde
er etwas spenden.

Der Stiftungsrat muss sich
den Vorwurf gefallen lassen, die

Tragweite der Geldnot zu lange
verheimlicht zu haben.Denn die
Probleme sind intern unabhän-
gig von der finanziellen Beteili-
gung der Gemeinde schon lange
bekannt. Nun das Ziel zu äus-
sern, in gut einem Jahr 10 Milli-
onen Franken sammeln zu wol-
len,wirkte irritierend, auchweil
mehrfach an diesem Abend die
Gemeinde als Hauptschuldige
der finanziellen Schwierigkeiten
dargestellt wurde.

Neben der Gemeinde sollen
Organisationen, Firmen und die
Öffentlichkeit helfen, die Geld-
krise zu beheben. Wen am glei-
chen Abend noch ein schlechtes
Gewissen beschlich, der konnte
sogleich Geld überweisen. Die
Kontoangabenwurden gross auf
der Leinwand präsentiert.

Tobias Gfeller

Stiftung Ermitage brüskiert die Gemeinde
Differenzen in Arlesheim 10 Millionen Franken braucht die Stiftung. Der Stiftungsrat will nun den Gemeinderat unter Druck zu setzen.

Die Eremitenklause in der Ermitage Arlesheim. Foto: Henry Muchenberger


